
Renten-Ungerechtigkeit
nicht länger hinnehmen
Große Resonanz auf Einladung zur Veranstaltung mit in der DDR geschiedenen Frauen

Frauen erschienen sind. „Wir freuen
uns über die große Resonanz und vor
allem über das Ergebnis“, stellte Karo-
la Stange fest. 

Die von den Frauen verabschiedete
Petition (unten dokumentiert verbun-
den mit einem Aufruf zur Unterzeich-
nung) will, dass die Ungerechtigkeit,
die durch die Überleitung des DDR-
Rentensystems in das der Bundesrepu-
blik entstanden ist, beseitigt wird. Da-
zu gehört, Zeiten der Nicht-Erwerbsar-
beit in der Ehe als rentenrelevant anzu-
erkennen, weil sie in der DDR mitversi-
chert waren, und einen Nachteilsaus-
gleich zu schaffen. Viele Frauen müs-
sen von 600 Euro oder weniger leben
und beantragen selbst dann keine
Grundsicherung, wenn sie ihnen zu-
steht, weil sie sich dadurch gedemütigt
fühlen.  Selbst wenn die Gerichte bis-
lang die Klagen abgewiesen haben und
das Bundesverfassungsgericht in ei-
nem Grundsatzurteil 1999 feststellte,
dass die Rentenüberleitung nicht ver-
fassungswidrig war, steht in diesem
Urteil auch, dass andere Lösungen
möglich wären. 

Es wäre eine Entscheidung der Bun-
desregierung, ein geändertes Gesetz
vorzulegen, in dem z.B. Zeiten, die
durch Zahlung des Mindestbeitrags er-
worben wurden, nachträglich aner-
kannt werden. Es gibt also immer auch
einen anderen Weg. Leider wollte die-
sen bisher keine Bundesregierung be-
schreiten. In einem am 23. April 2013
verfassten Brief der Arbeitsministerin
Ursula von der Leyen heißt es: „Ein be-

Längst sind alle Wege in Deutsch-
land gegangen, alle Entscheidungen
getroffen – nichts ist hier mehr zu
tun. Das könnte man annehmen,
wenn man sich 23 Jahre nach der
Wende noch fragt, wie Frauen, die
in der DDR geschieden wurden, eine
gerechte Rente erhalten könnten,
um nicht länger in Armut leben zu
müssen. Deswegen hat ihr Verein
Beschwerden beim Europäischen
Gerichtshof für Menschenrechte
und beim Gleichstellungsaus-
schuss der Vereinten Nationen (CE-
DAW) eingelegt.

„Wir wollen uns aber nicht mit die-
sen langen Verfahren abfinden“, sagt
Karola Stange, gleichstellungspoliti-
sche Sprecherin der Fraktion DIE LIN-
KE im Landtag. „Schließlich ist es eine
Entscheidung der Politik, wie das Ren-
tensystem in Deutschland gestaltet
wird.“ Um dies mit den Betroffenen zu
diskutieren, veranstaltete die Fraktion
im Landtag in Erfurt am 22. August ein
Treffen, zu dem mehr als einhundert

sonderes Altersarmutsrisiko infolge
von Ehescheidungen im Beitrittsgebiet
von 1992 ist statistisch nicht belegt.
Grundsätzlich ist Altersarmut heute in
den neuen wie in den alten Ländern
kein akutes Problem.“  Und in der Stel-
lungnahme der Bundesregierung vom
29. Juni 2010 zu einem Bundesratsan-
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Benachteiligung von in der DDR ge-
schiedenen Frauen im Rentenrecht
umgehend beseitigen!

Frauen, die in der DDR oder nach DDR-
Recht geschieden wurden, sind wegen
Lücken und Benachteiligungen im Ren-
tenrecht häufig von Altersarmut bedroht
oder schon davon betroffen. Zwar gab es
in der DDR keinen „ rentenrechtlichen An-
spruchsausgleich“, der mit dem seit
1977 in der Bundesrepublik eingeführten
Versorgungsausgleich zu vergleichen wä-
re. Aber das DDR-Rentenrecht und Sozi-
alrecht sahen andere Schutzmechanis-
men vor. 

Dazu gehören unter anderem die Mög-
lichkeit, über Mindestbeiträge auch für
Zeiten ohne Erwerbstätigkeit die Renten-
biografie lückenlos fortzusetzen und die
gesetzliche Garantie, nach einer Beschäf-
tigungspause z.B. zur Kindererziehung
oder zur Pflege von Angehörigen wieder
eine Arbeitsstelle zu finden. Mit Anrech-
nung der geborenen Kinder, der versiche-
rungspflichtigen Arbeitsjahre und unter
Zugrundelegung des Einkommens der
letzten 20 Jahre, erreichte man eine ei-
genständige und der Lebensleistung ent-
sprechende Rente. Sicherungen und Aus-

gleiche für eine bruchlose existenzsi-
chernde Sozialversorgung im Alter oder
bei Erwerbsunfähigkeit wurden nach der
Schließung des DDR-Sozialversiche-
rungssystems zum 31.12.1991 nicht
oder nicht in voller Wirkung in das jetzige
Renten- und Sozialsystem  überführt. 

In der DDR oder nach DDR-Recht ge-
schiedene Frauen stehen heute ohne die-
se wichtigen Komponenten einer men-
schenwürdigen Existenzsicherung im Al-
ter da. Auch wenn es auf den ersten Blick
scheint, als ginge es bei diesen betroffe-
nen Frauen nicht um eine „klassische
Rentenlücke“ wie bei anderen in der Ren-
tenüberleitung benachteiligten Betroffe-
nen, so trügt dieser Eindruck sehr. 

Diese in vielen Fällen zur Altersarmut
führende Benachteiligung muss umge-
hend durch entsprechende Rechtsände-
rungen rückwirkend und für die Zukunft
beseitigt werden. Dabei räumt die Recht-
sprechung des Bundesverfassungsge-
richts und anderer Gerichte dem Gesetz-
geber im Bereich der Rentenüberleitung
einen weiten rechtlichen Gestaltungs-
spielraum ein. Somit ist die Schaffung ei-
nes entsprechenden sozialrechtlichen
Nachteilsausgleichs jederzeit möglich –
auch rückwirkend.

Man hat den Frauen das alte Recht ge-
nommen und das neue nicht gegeben.
Wir, die Unterzeichnerinnen und Unter-
zeichner dieser Petition fordern daher

a) die Bundesregierung und den Bun-
destag auf, umgehend Regelungen für ei-
nen rentenrechtlichen Nachteilsausgleich
für nach DDR-Recht geschiedene Frauen
zu beschließen. Hierbei sind z.B. die
nachträgliche Wiederanerkennung von
nicht oder nicht vollständig überführten
Rentenzeiten ebenso zu prüfen wie die
Schaffung eines ggf. eigenständigen
Nachteilsausgleichsmechanismus unter
dem Dach der Rentenversicherung. Der
Nachteilsausgleich sollte rückwirkend bis
zum Stichtag der Schließung der Versor-
gungsysteme bzw. der  DDR-Sozialversi-
cherung am 31.12.1991 erfolgen;

b) den Thüringer Landtag und die Thü-
ringer Landesregierung auf, so schnell
wie möglich im Bundesrat einen Gesetz-
entwurf Thüringens im Sinne des unter
Punkt a) beschriebenen gesetzlichen
Nachteilsausgleichs für nach DDR-Recht
geschiedene Frauen einzubringen. 

Wir fordern vom Deutschen Bundestag
eine politische Klärung und kein Warten
auf eine biologische Lösung!

Petition an den Bundestag und an den Thüringer Landtag

sind schon so alt, dass es wirklich nur
noch um ihre letzten Lebensjahre geht.
Dies nicht zu erkennen und keine Ab-
hilfe zu schaffen, ist unwürdig. 

Umso erfreuter waren die Frauen,
dass sich DIE LINKE für sie einsetzt.
Die Reaktionen waren entsprechend.
Eine Teilnehmerin schrieb am näch-

trag ist zu lesen: „(es) hat sich gezeigt,
dass alle diskutierten Möglichkeiten
mit nicht zu unterschätzenden Kosten,
vor allem aber mit verfassungsrechtli-
chen Risiken behaftet sind.“ An ande-
rer Stelle: „Aus den vorliegenden stati-
stischen Erhebungen (…) lässt sich
auch keine generelle Benachteiligung
der nach DDR-Recht geschiedenen
Frauen ablesen.“

Das Vertrauen auf die biologische
Lösung hat also offensichtlich schon
dazu geführt, dass die noch lebenden
300.000 bis 400.000 Frauen stati-
stisch nicht mehr relevant sind. Mehr
als die Hälfte der Betroffenen sind
schon gestorben. Und viele der Frauen

sten Tag: „Ich hatte gestern das Glück,
als zu DDR-Zeit geschiedene Frau und
inzwischen Rentnerin, an dieser super
Veranstaltung teilzunehmen. So ver-
standen mit meinem Problem und so
gut aufgehoben in einer Fraktion, die
uns Bürger ja vertreten sollen, so et-
was habe ich noch nicht erlebt!“ 

Und eine andere: „Wir waren von der
Sachkenntnis unseres Anliegens, die
Rentenungerechtigkeit zu bekämpfen,

beeindruckt.“  Nun muss es weiterge-
hen. Wie Martina Renner, stellvertre-
tende Fraktionsvorsitzende, auf der
Veranstaltung sagte, gilt es, den Druck
in den Parlamenten ebenso aufrecht zu
erhalten wie außerparlamentarisch.

Wir werden als LINKE am Thema
dran bleiben: Mit der Unterstützung
der Petition, bei der Umsetzung einer
Online-Petition im Thüringer Landtag,
aber auch in der parlamentarischen
Begleitung der weiteren Arbeit des Ver-
eins der in der DDR geschiedenen
Frauen. Schon jetzt vorgesehen ist ei-
ne weitere Veranstaltung im kommen-
den Jahr, um die Frauen weiter zu be-
gleiten. Und wir werden auch die neue
Bundesregierung auffordern, die Feh-
ler ihrer Vorgängerinnen zu beheben. 

Gabi Ohler  
http://www.verein-ddr-geschiede-

ner-frauen.de/


